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Einleitung

Der Schutz der „nationalen Identität“ oder der „Verfassungsidentität“ hat
sich zu einem weitverbreiteten Narrativ der Integration innerhalb der Eu-
ropäischen Union entwickelt. Neben den nicht nur in Deutschland präsenten
Entscheidungen des BVerfG zur Vereinbarkeit von Unionsrecht mit der in
Art. 23 Abs. 1 S. 3 i.V.m. Art. 79 Abs. 3 GG verankerten deutschen Verfas-
sungsidentität,1 hat auch der belgische VerfGH in seiner Entscheidung zum
SKS-Vertrag 2016 ausdrücklich festgehalten, dass das Unionsrecht „[…] die
nationale Identität [nicht verletzen darf] […], die den politischen und verfas-
sungsmäßigen Basisstrukturen oder den Kernwerten des Schutzes, der den
Rechtsunterworfenen durch die Verfassung gewährt wird, eigen ist“.2 Der
EuGH wiederum führt in der Rechtssache Correia Moreira aus, dass das
Achtungsgebot nationaler Identität „[…] nicht dahin ausgelegt werden kann,
dass […] es in dem Bereich, in dem die Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeiten
auf die Union übertragen haben, […] ermöglicht, einem Arbeitnehmer den
Schutz zu nehmen, der ihm durch das in diesem Bereich geltende Recht der
Union gewährt wird.“3 Des Weiteren sind mit dem Beschluss 24/2017 des
italienischen VerfGH4 und dem daraufhin Anfang Dezember 2017 ergange-
nen EuGH-Urteil in der Rechtssache M.A.S. und M.B.5 zwei Entscheidungen
vorhanden, die die Frage aufwerfen, in welchem Verhältnis der Schutz mit-
gliedstaatlicher Verfassungsidentität zum unionalen Grundrechtsschutz und
mithin einer rechtsordnungsinternen Konfliktlösung steht. Gerade in der
aktuellen Zeit, in der in Teilen der Gesellschaft sowie in Politik und Justiz
vieler Mitgliedstaaten der Europäischen Union der Mehrwert eines europä-
ischen Handelns vermehrt in Frage gestellt wird, sind diese in unterschiedli-
cher Stärke und Differenziertheit sowie provozierenden Tonfall erfolgenden
mitgliedstaatlichen Rückgriffe auf den Schutz der eigenen Verfassungsiden-
tität nicht selten Ausdruck eines Bedürfnisses nach stärkerer mitgliedstaat-
licher Kontrolle der Handlungen europäischer Organe, mithin der Schnellig-
keit, Tiefe und Richtung der europäischen Integration selbst.

1 Siehe nur BVerfGE 140, 317 ff.; BVerfG, Beschluss v. 18.07.2017 – 2 BvR 859/15.
2 Belg. VerfGH, Entscheid Nr. 62/2016 v. 28.04.2016, B.8.7.
3 Urt. v. 13.07.2019, Correia Moreira, C-317/18, EU:C:2019:499, Rn. 62.
4 Ital. VerfGH, Beschluss (ordinanza) 24/2017.
5 Urt. v. 05.12.2017, M.A.S. und M.B., C-42/17, EU:C:2017:936.



000026 Mohr/Mono/Preview 03.12.20 17:40

2 Einleitung

Ihren rechtlichen Anknüpfungspunkt findet die Debatte um den Schutz
der mitgliedstaatlichen Verfassungsidentität zum einen in den mitgliedstaat-
lichen (Verfassungsidentitäts-)Vorbehalten, zum anderen auf unionsrechtli-
cher Ebene in Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV als Achtungspflicht der Union.
Auf Letzteres richtet die nachfolgende Untersuchung ihren Fokus. „Die
Union achtet […] ihre [scil. der Mitgliedstaaten] jeweilige nationale Identität,
die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen
einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck
kommt.“ So lautet der Wortlaut des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV. Die vor-
liegende Arbeit stellt sich die Frage nach dem Schutzgehalt und den Funk-
tionen der Norm sowie möglichen gerichtlichen Durchsetzungsmechanis-
men. Ihr Anliegen ist es, Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV in seinem Inhalt wie
auch in seinen anwendungsbereichsbezogenen Wirkungen Kontur zu verlei-
hen. Der Zugriff auf diese Forschungsfragen erweist sich als voraussetzungs-
voll, kennzeichnet sich die Norm doch gerade durch eine in ihrem Rahmen
und ihrer Anwendung erfolgende Verknüpfung von Unionsrecht und mit-
gliedstaatlichem Verfassungsrecht, spezifisch den eben genannten (Verfas-
sungsidentitäts-)Vorbehalten. Das Achtungsgebot der nationalen Identität
ist folglich eines der Elemente, welche die zentralen Grundpfeiler der Euro-
päischen Union als ein von den Staaten und den Bürgern gemeinsam getra-
genes Integrationsprojekt zum Ausdruck bringen.6 Den Kern einer Ausein-
andersetzung mit Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV bildet daher zwangsläufig die
Betrachtung und Begründung dessen, wie das Zusammenwirken beider Ebe-
nen ausgestaltet ist.

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass die Auslegung des
Schutzgehalts sowie die Diskussion um die Funktionen des Achtungsgebots
ganz maßgebend geprägt sind durch die unterschiedlichen Vorverständnisse
zur Charakterisierung der Europäischen Union, insbesondere zum Verhält-
nis der beteiligten Rechtsordnungen zueinander. Insoweit kennzeichnet sich
die weit überwiegende Mehrheit der Auseinandersetzung mit dem Achtungs-
gebot der nationalen Identität durch eine Übertragung der jeweiligen eigenen
mitgliedstaatlichen Vorstellungen zum Geltungsgrund des Unionsrechts im
innerstaatlichen Rechtraum und den Grenzen einer Hoheitsrechtsübertra-
gung auf die Auslegung sowie Anwendung des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV
– dies betrifft sowohl den Schutzgehalt als auch die Funktionen und die ge-
richtliche Durchsetzung der Norm.7 Unter dem „Deckmantel“ einer Ausein-
andersetzung mit dem Achtungsgebot der nationalen Identität werden eta-

6 Vgl. Schlussanträge GA Maduro v. 08.10.2008, Michaniki, C-213/07, EU:C:2008:544,
Rn. 31: „Sie [die nationale Identität] gehört nämlich zum Wesen des anfangs der
50er-Jahre eingeleiteten europäischen Projekts […].“

7 Siehe zur Literatur ausführlich mit den entsprechenden Nachweisen insb. im 2. Teil,
3. Kapitel, I. sowie 3. Teil, 1. Kapitel, IV., 2. Kapitel, III. 3. a). und 4. Teil, 2. Kapitel, I. 3.
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blierte Prinzipien und Charakteristika des Unionsrechts – etwa der Vorrang
des Unionsrechts, die Kompetenzverteilung und die Integrationsfunktion
des EuGH – wieder zur Diskussion gestellt. Sie geraten ins Wanken oder
werden teilweise aufgehoben. Im Ergebnis wird Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV
zu einem Anknüpfungspunkt für eine „Rückwärtsperspektive“ oder eine
„Renationalisierung“ der Europäischen Integration instrumentalisiert.

Dem entgegengesetzt wird in der vorliegenden Arbeit eine Betrachtungs-
weise der Norm vorgeschlagen, die die gegenseitige Verklammerung und Er-
gänzung zwischen der mitgliedstaatlichen und unionalen Ebene in ihrem
Rahmen in den Mittelpunkt des eigenen Konzepts stellt. Der Kern der Un-
tersuchung ist folglich die Frage: Wie lässt sich eine systematische und ko-
härente Auslegung und dogmatische Einordnung des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2
EUV konzipieren, die in ihrer Anwendung im europäischen Rechtsraum
einen überzeugenden Ausgleich schafft zwischen der Notwendigkeit einheit-
lichen Handelns und dem Schutz mitgliedstaatlicher Identität? Theoretischer
Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit sind die von Calliess vertretene Idee
der Europäischen Union als Staaten- und Verfassungsverbund,8Burchardts
Ansatz des europäischen Normenverbunds,9Wendels Idee rechtlicher Per-
meabilität10 sowie vereinzelte Ansätze aus der Diskussion zum Constitutional
Pluralism. Ihre Überlegungen gilt es, auf die Charakterisierung des Art. 4
Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV übertragend anzuwenden und gleichzeitig weiterzu-
entwickeln. Das Ziel der Arbeit ist es, auf dieser Grundlage ein grundlegen-
des Konzept des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV als Verbundnorm vorzustellen.

Insoweit unterscheidet sich die vorliegende Arbeit auch von den bislang
einzigen vorliegenden monographischen Untersuchungen mit Fokus auf
Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV von Millet11 und Cloots12. So unternimmt Cloots
eine vorrangig philosophisch, moralisch13 und politikwissenschaftlich ge-
prägte Untersuchung, die sich das Ziel gesetzt hat, spezifisch für den EuGH
ein umfassendes Modell für den Umgang mit dem Identitätsargument zu
entwickeln. Millet hat seinen Ausgangspunkt hingegen beim deutschen sowie
insbesondere französischen Konzept der Verfassungsidentität und blickt so-
dann aus dieser Perspektive auf Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV. Damit ist in
seinem Ansatz nicht immer hinreichend eine klare Trennung zwischen rechts-
ordnungsexternen und -internen Wirkungen gegeben.

8 Siehe aus den vielen Beiträgen nur Calliess, Die neue EU, S. 47 ff.; ders., Zum Denken
im Staaten- und Verfassungsverbund, in: ders. (Hrsg.), Verfassungswandel, S. 187 (191 ff.);
sowie ders., in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 1 EUV, Rn. 41 ff.

9 Burchardt, Rangfrage im Normenverbund; dies., ZaöRV 2016, 527 (insb. 533 ff.).
10 Wendel, Permeabilität.
11 Millet, L’identité constitutionnelle des États.
12 Cloots, National Identity in EU Law.
13 Sie selbst spricht von einer „moralischen Lesart des Konzepts“ (Übers. v.: „moral

reading of the concept“), Cloots, National Identity in EU Law, S. 139.
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Die vorliegende Untersuchung gliedert sich in vier Teile. Der erste Teil
widmet sich den konzeptionellen und theoretischen Grundlagen. Es ist zum
einen der nationalen Identität der Mitgliedstaaten als Rechtsbegriff Kontur
zu geben, zum anderen den Staaten-, Verfassungs- und Normenverbund als
Ordnungsidee speziell mit seinen für das Verständnis des Art. 4 Abs 2 S. 1
Var. 2 EUV notwendigen Grundprämissen vorzustellen. Das Ziel ist, zu-
nächst einen grundlegenden Strukturierungsansatz für die Komplementari-
tät zwischen unionaler und mitgliedstaatlicher Ebene im Rahmen des Ach-
tungsgebots der nationalen Identität zu entwickeln, der den Verbund als Be-
zugspunkt hat.

Der zweite Teil der Arbeit konzentriert sich darauf aufzuzeigen, wie die
Verklammerung zwischen dem mitgliedstaatlichen Recht und dem Unions-
recht im Rahmen des Schutzgehalts des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV ausge-
staltet ist. Das Ziel ist, in Anwendung der Grundlegungen des ersten Teils,
den unionsrechtlichen Gehalt des Achtungsgebots nationaler Identität zu be-
stimmen, mithin einzugrenzen, welchen inhaltlichen Rahmen Art. 4 Abs. 2
S. 1 Var. 2 EUV dem mitgliedstaatlichen Einschätzungsspielraum zieht.

Der dritte Teil der Arbeit geht der Frage nach, welche unterschiedlichen
Funktionen das Achtungsgebot der nationalen Identität im vertraglichen
Gesamtgefüge hat und wie es dabei als Verbundnorm seine Wirkung entfal-
tet. Dafür wird nicht der Weg einer sukzessiven Abhandlung einzelner Iden-
titätsgehalte gewählt,14 sondern Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV wird in seiner
Gesamtheit als Achtungsgebot der Union in einzelne ausgewählte Sachbe-
reiche der Verträge eingeordnet. Das Ziel ist, durch eine Einordnung der
Norm in das vorhandene vertragliche System sowie eine dafür notwendige
Verhältnisbestimmung zu anderen Normen und Prinzipien des Unionsrechts,
jenseits von Einzelfällen ein anwendungsbereichsbezogenes, in sich kohären-
tes, dogmatisches Konzept ihrer Funktionen und Wirkungen zu entwickeln.

Aufbauend auf den vorangehenden beiden Teilen der Arbeit wendet sich
der vierte Teil der prozessualen Dimension des Identitätsschutzes zu. Der
Schwerpunkt der Untersuchung liegt auf einer Betrachtung des gerichtlichen
Dialogs zwischen dem EuGH und den mitgliedstaatlichen (Verfassungs-)Ge-
richten. Das Ziel dieses Teils ist es darzulegen, wie auch die prozessuale Di-
mension des Identitätsschutzes eine Verbundentscheidung notwendig macht.
Aufgezeigt wird, wie diese mit Elementen der Beteiligung und Kooperation
konkret ausgestaltet sein sollte, um eine überzeugende Anwendung des Art. 4
Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV im Verbund zu gewährleisten.

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass sich die Arbeit gleichzeitig
auch als ein horizontöffnender und impulsgebender Beitrag zu den so oft nur
nach innen gewandten und abgekapselten mitgliedstaatlichen Debatten um

14 So der Ansatz bei Cloots, National Identity in EU Law, S. 195 ff. – Part II.
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den Fortgang des europäischen Integrationsprojekts versteht. Es soll aufge-
zeigt werden, dass selbst in einem aus mitgliedstaatlicher Perspektive so sen-
siblen Bereich wie dem Schutz der eigenen Verfassungsidentität die Notwen-
digkeit besteht, über die eigene Rechtsordnung hinaus zu blicken und die
Europäische Union als ein von allen Mitgliedstaaten gleichermaßen getra-
genes, gemeinsames Integrationsprojekt zu verstehen.
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1. Teil

Grundlegungen

Bevor der Schutzgehalt des Achtungsgebots der nationalen Identität näher
untersucht wird und eine Konturierung der Achtungspflicht durch eine an-
wendungsbezogene dogmatische Einordnung der Norm in das Gesamtge-
füge der Verträge erfolgt, bedarf es einer Darstellung, der für diese Arbeit
notwendigen theoretischen und dogmatischen Grundlagen. Teil dieser sind
zunächst grundlegende Überlegungen zur „nationalen Identität der Mit-
gliedstaaten“ als Rechtsbegriff (1. Kapitel). Welchen Erklärungswert oder
welche Leistungsfähigkeit kann dieser Begriff im Recht und insbesondere im
europäischen Verbund überhaupt haben? Zur Beantwortung dieser Frage
bedarf es sowohl einer begrifflichen Vorabklärung und Eingrenzung des Be-
deutungsspektrums als auch einer Darlegung der Idee des europäischen
Staaten-, Verfassungs- und Normenverbundes mit seinen für die vorliegende
Arbeit an Bedeutung erlangenden Grundannahmen. Nur so kann im 2. Teil
der Arbeit auch der Begriff der Verfassungsidentität in die Diskussion einge-
ordnet werden. Aufbauend auf den dargestellten Erkenntnissen wird an-
schließend die den Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit bildende und ihr
allgemein zugrunde liegende Idee des Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV als Ver-
bundnorm und des Identitätsschutzes als Verbundentscheidung in ihren ab-
strakten und theoretischen Grundzügen skizziert (2. Kapitel). Ziel ist es, so
einen Erklärungs- und Strukturierungsansatz für das Zusammenspiel zwi-
schen unionaler und mitgliedstaatlicher Ebene im Rahmen des Achtungs-
gebots der nationalen Identität vorzustellen, der in sich kohärent ist, sich
nicht auf eine einzelne Perspektive – die unionale oder eine der 28 mitglied-
staatlichen – versteift und der zugleich nicht die integrationsfördernde Wir-
kung und Notwendigkeit von Pluralität im Verbund negiert. Seine Anwen-
dung und damit notwendigerweise auch seine nähere Ausgestaltung erfährt
dieser Ansatz dann in den nachfolgenden Teilen der Arbeit.
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1. Kapitel: Die nationale Identität der Mitgliedstaaten
als Rechtsbegriff

Den Kern des Wortlauts von Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV bildet der Begriff
der „nationalen Identität der Mitgliedstaaten“. Er ist auf den ersten Blick
kein genuin der Rechtswissenschaft zugeordneter Begriff.1 Schon im Rahmen
der ersten Auseinandersetzungen mit dem Vertrag von Maastricht wurde die
Tauglichkeit dieses Begriffs für die juristische Arbeit stark bezweifelt.2 Ein
rechtsicher subsumierbarer Begriff sei Identität nicht.3 Auch der Bezug auf
die Nation wurde kritisiert: Um kein Element der (emotionalen) Ausgren-
zung heraufzubeschwören, hätte im Vertragstext nicht von der nationalen
Identität, sondern einer Achtung der Staatlichkeit der Mitgliedstaaten, ihrer
staatlichen Identität oder der Verfassungsidentität der Mitgliedstaaten ge-
sprochen werden sollen.4

Grund für diese Kritik an der Leistungsfähigkeit des Begriffs der natio-
nalen Identität im Recht ist aus deutscher Perspektive zunächst die eigentlich
schon lange überkommene Verknüpfung von nationaler Identität mit ins-
besondere der ethnisch-kulturellen Homogenität5 der Gesellschaft6 und die
darauf aufbauende Angst, die nationale Identität als einheitsstiftendes und
gleichzeitig rechtlich durchsetzbares Konzept könne gefährlich werden. Der
Begriff ist verbunden mit Stigmatisierung und Diskriminierung, hat doch die
Geschichte des 20. Jahrhunderts nichts anderes gelehrt. Huber formuliert
deshalb treffend: „Von der nationalen Identität Deutschlands zu sprechen,
macht nach dem Zivilisationsbruch der NS-Herrschaft noch immer ein wenig
befangen.“7 Im Gegensatz dazu hat die Identitätssemantik insbesondere im
europäischen Integrationsprozess großen Aufschwung erfahren. Es gibt
mittlerweile in den Politikwissenschaften, der Geschichte, Soziologie und
Psychologie zahlreiche wissenschaftliche Studien und Veröffentlichungen zur

1 von Bogdandy, VVDStRL 62 (2003), 156 (159) in Bezug auf den Identitätsbegriff;
Körner, Identitätsstiftung durch den EVV, S. 34 f. mit Verweis auf von Bogdandy.

2 So Doehring, in: FS-Everling, S. 263 (264); ders., ZRP 1993, 98 (101); ihm zustim-
mend Walter, Europäische und nationale Identität in der Wechselwirkung, in: Kluth
(Hrsg.), Integration und nationales VerfR, S. 65 (71).

3 Haltern, Der Staat 37 (1998), 591 618); vgl. auch Nicolaysen, Europarecht I, S. 159 f.;
Badura, in: FS-Heckel, S. 659 (703); jetzt auch Franzius, in: Pechstein/Nowak/Häde
(Hrsg.), EUV/GRC/AEUV, Art. 4 EUV, Rn. 25.

4 Hilf, in: GS-Grabitz, S. 157 (163); ders., in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Das Recht der EU,
Art. F EUV a.F., Rn. 7.

5 Zum Begriff der Homogenität siehe nur Hanschmann, Homogenität, S. 4 f.; sowie
prägnant auch Grawert, Der Staat 51 (2012), 189 (189 ff.).

6 Zum Begriff der Nation in Deutschland statt vieler nur Kuhnen, Nationen in Europa,
S. 62 ff.; 144 ff.; Grawert, Der Staat 51 (2012), 189 (192 ff.).

7 Huber, in: FS-Jarass, S. 205 (ebd.).
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europäischen Identität, ihrer Bildung, Notwendigkeit, ihrer Wirkung und
ihrem Verlust.8 Damit gehen vielfältige Forschungsansätze und unterschied-
liche theoretische Konstruktionen einher, zu denen der Zugang für außen-
stehende Wissenschaften nicht leicht zu finden ist.9 Übrig bleibt das unbe-
stimmte Unbehagen, Eigenheiten und Besonderheiten der deutschen Rechts-
ordnung nicht vor einem Einfluss durch das Unionsrecht schützen zu
können. Manch einer befürchtet gar das nahende Ende des Nationalstaates.

In diese beiden Kontexte eingebettet, wird die – schon nur sprachliche –
(Rück-)Besinnung und in der Folge auch die wissenschaftliche Auseinander-
setzung mit der nationalen Identität als „dialektische Antwort“10 auf Glo-
balisierung, Pluralisierung und Europäisierung gesehen, die es notwendig
erscheinen ließen, etwas Bewahrenswertes begrifflich zusammenzufassen.11

In diesem Zusammenhang sei Identität ein Füllbegriff, „dem man überall
dort begegnet, wo Ungeklärtes mit besonderer Emphase vereinnahmt wer-
den soll“.12 Europäische und nationale Identität seien politische Schlagwör-
ter und Modebegriffe13 unserer Zeit, die je nach Bedarf und Situation mit
unterschiedlichen – insbesondere unbestimmten emotionalen – Gehalten
aufgeladen werden.14 Diese, nicht nur der juristischen Leistungsfähigkeit des
Begriffs der Identität entgegengebrachte, Kritik wird in der gesamteuropä-
ischen Diskussion in den letzten Jahren verstärkt auf den Begriff der „Ver-
fassungsidentität“ übertragen.15

Trotz dieser Unsicherheiten ist eine rechtliche Debatte aber notwendig, da
der Begriff der nationalen Identität ins europäische Vertragswerk Eingang
gefunden hat. Neben Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV nimmt die Präambel der

8 Siehe hierzu nur die Übersicht bei von Bogdandy, VVDStRL 62 (2003), 156 (157 ff.);
Niethammer, Kollektive Identität, S. 12 ff., 525 ff.; Cloots, National Identity in EU Law,
S. 83 f.

9 Ebenso von Bogdandy, VVDStRL 62 (2003), 156 (159); Körner, Identitätsstiftung
durch den EVV, S. 34; Wischmayer, AöR 140 (2015), 415 (421 f.), beide mit Verweis auf von
Bogdandy.

10 Schönberger, JöR 63 (2015), 42 (46 f.).
11 Niethammer, Kollektive Identität, S. 52; Schönberger, JöR 63 (2015), 42 (46 ff.); Hal-

tern, Der Staat 37 (1998), 591 (612); Wischmayer, AöR 140 (2015), 415 (419 f.).
12 Niethammer, Kollektive Identität, S. 12.
13 Simon, L’identité constitutionnelle, in: Burgorgue-Larsen (Hrsg.), L’identité Con-

stitutionelle, S. 27 (ebd.).
14 So schon auf Grundlage einer sprachwissenschaftlichen Analyse Schmidt, Mutter-

sprache 86 (1976), 333 (343); Korioth, VVDStRL 62 (2003), 117 (118), bezeichnet den
Begriff der Identität in diesem Zusammenhang als „schillernd und heimatlos“.

15 Ein prominentes Beispiel ist Burgorgue-Larsen, L’identité constitutionnelle en ques-
tion(s), in: Burgorgue-Larsen (Hrsg.), L’identité Constitutionelle, S. 155 (155); siehe aus
der europäischen Debatte auch Śledzińska-Simon, ICON 2015, 124 (ebd.); aus der deut-
schen Diskussion nur Schönberger, JöR 63 (2015), 42 (43, 45, 46 ff.); kritisch auch Ingold,
AöR 140 (2015), 1 (27 ff.).
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GRCh Bezug auf die nationale Identität und Art. 17 AEUV spricht zumin-
dest von der Identität der Kirchen und weltanschaulichen Gemeinschaften.16

Auch wenn der Begriff der Identität oder spezifisch der nationalen Identität
nicht für die Rechtswissenschaft „geschaffen wurde“, ist er durch die ver-
tragliche Einbindung zu einem Rechtsbegriff geworden.17 „Selbst, wenn wir
uns also mit nationaler Identität und Recht schwertun sollten – wir werden
mit diesem Begriff umgehen, ihn mit Leben füllen […]“18 und ihn so für die
Rechtsanwendung praktikabel machen müssen. Es gilt den Schutzgehalt des
Art. 4 Abs. 2 S. 1 Var. 2 EUV klar zu umgrenzen, die dogmatischen Funkti-
onen der Norm und damit die Rechtsfolgen festzulegen, sowie Rechtsdurch-
setzungsmechanismen zu ermitteln. Offenheit und Unbestimmtheit eines
Rechtsbegriffs sollte demnach nicht dazu verleiten, seine dogmatische Kon-
zeptualisierung gar nicht erst anzutreten.

In diesem Zusammenhang gilt es zunächst herauszustellen, dass sich sämt-
liche Rechtsbegriffe durch einen bestimmten Grad an Ungewissheit aus-
zeichnen. Diese ist letztlich nichts anderes als eine Skalierungsfrage.19 Dem
Unionsrecht ist die Verwendung von Rechtsbegriffen mit einer hohen Unge-
wissheit nicht fremd. Beispielhaft genannt seien auf der Ebene des Primär-
rechts die Begriffe der „öffentlichen Ordnung“ oder der „zwingenden All-
gemeinwohlinteressen“.20 Diese unbestimmten Rechtsbegriffe sehen sich bei
ihrer näheren Bestimmung wechselseitig mit einer methodischen und kom-
petenziellen Dimension konfrontiert.21 Es stellt sich folglich die Frage, wie
delegiert eine solche Norm was an wen und in welchem Umfang?

Anhaltspunkte für Inhalt, Adressat und Umfang der Zuweisung geben
zunächst die gewählten konkretisierungsbedürftigen Begriffe selbst.22 Dar-
über hinaus entfalten die dogmatische Einordnung der Norm ins vertragliche
Gesamtgefüge23 und ihr Kontext24 Bedeutung. Als Arbeitsgrundlage einer
solchen Untersuchung ist es folglich zunächst notwendig, eine Begriffsbe-
stimmung der „nationalen Identität der Mitgliedstaaten“ und damit des

16 Darüber hinaus ist der Begriff der Identität auch dem mitgliedstaatlichen Recht nicht
unbekannt. Siehe nur die polizeirechtliche Identitätsfeststellung (§ 21 ASOG Bln).

17 Siehe ausführlich nur Kaiser, Multidisziplinäre Begriffsverwendungen, in: Augsberg
(Hrsg.), Extrajuridisches Wissen im VerwR, S. 99 (106 ff.) m.w.N.

18 Huber, in: FS-Jarass, S. 205 (ebd.).
19 Jestaedt, in: Ehlers/Pünder (Hrsg.), AllgVerwR, § 11, Rn. 24.
20 Für Beispiele aus dem Sekundärrecht siehe Röthel, in: Riesenhuber (Hrsg.), Europ.

Methodenlehre, § 11, Rn. 17 ff.
21 Vgl. Röthel, in: Riesenhuber (Hrsg.), Europ. Methodenlehre, § 11, Rn. 3 ff. In Rn. 4

spricht sie von konkretisierungsbedürftigen Normen als Delegationsnormen.
22 Röthel, in: Riesenhuber (Hrsg.), Europ. Methodenlehre, § 11, Rn. 13.
23 Röthel, in: Riesenhuber (Hrsg.), Europ. Methodenlehre, § 11, Rn. 7, 12 ff.
24 Zur Bedeutung einer Berücksichtigung des Kontextes siehe ausführlich nur Haltern,

Europäisches VerfR I, S. 3 ff., 12 ff., siehe auch S. 18 ff.
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